
Gesundheits- und Arbeitsschutzes außer acht gelassen und 
so den Bereich, für den der Angeklagte Arbeitsschutzver­
antwortlicher war, unrichtig bestimmt. Es ist dadurch zu 
der fehlerhaften Schlußfolgerung gelangt, daß er auch in 
bezug auf die Arbeiten des Zimmermanns H. arbeits­
schutzverantwortlich war.
Bei der Bestimmung des Arbeitsbereichs, für den der je­
weilige Leiter Arbeitsschutzverantwortlicher ist, muß zu­
nächst von einigen grundsätzlichen Rechtsvorschriften aus-* 
gegangen werden, die die Aufgaben von Leitern und die zu 
ihrer Erfüllung erforderlichen Rechte und Pflichten fest­
legen. In der VO über die Aufgaben, Rechte und Pflichten 
der volkseigenen Betriebe, Kombinate und WB vom 
28. März 1973 (GBl. I S. 129) wird festgelegt, daß die volks­
eigenen Betriebe nach dem Prinzip der Einzelleitung bei 
kollektiver Beratung der Grundfragen geleitet werden (§ 6 
Abs. 1 VEB-VO). Damit ist zum Ausdruck gebracht, daß 
jeder Leiter die zu seinem Verantwortungsbereich gehören­
den Entscheidungen persönlich zu treffen- und zu ihrer 
Durchführung notwendige Weisungen zu erlassen hat. Ge­
mäß § 20 VEB-VO obliegt es den Leitern u. a., den Zustand 
der Arbeitsplätze entsprechend den diesbezüglichen Be­
stimmungen und die Einhaltung der Arbeits- und Gesund­
heitsschutzvorschriften in ihrem Verantwortungsbereich zu 
gewährleisten sowie ständig zu kontrollieren. In den §§9 
und 88 GBA schließlich ist bestimmt, daß die Betriebsleiter 
zur Erfüllung der ihrem Betrieb obliegenden Aufgaben ge­
genüber den ihnen unterstellten Werktätigen im Rahmen 
der gesetzlichen Bestimmungen weisungsberechtigt und für 
den Gesundheits- und Arbeitsschutz voll verantwortlich 
sind sowie die Erfordernisse des Gesundheits- und Arbeits­
schutzes in die gesamte Leitungstätigkeit einzubeziehen 
haben.
Aus den genannten Bestimmungen wird deutlich, daß sich 
die Durchsetzung und Durchführung des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes als integrierender Bestandteil der Arbeits­
aufgaben von Leitern und leitenden Mitarbeitern der 
Betriebe darstellt Daraus folgt, daß sich der konkrete Um­
fang der Verantwortung des Leiters oder leitenden Mit­
arbeiters von Umfang und Art ihrer jeweiligen Arbeits­
aufgaben ableitet.
Das Oberste Gericht hat, auf diese Grundsätze gestützt, in 
einer früheren Entscheidung ausgeführt, daß die Verant­
wortung der Leiter und leitenden Mitarbeiter für den Ge­
sundheits- und Arbeitsschutz nicht nur die Werktätigen 
umfaßt, die in ihrem Produktionsbereich arbeiten. Viel­
mehr sind die Leiter und leitenden Mitarbeiter gemäß § 193 
StGB auch dann verantwortlich, wenn durch die ungenü­
gende Einhaltung der Bestimmungen des Gesundheits­
und Arbeitsschutzes unmittelbare Gefahren oder Schädi­
gungen für das Leben und die Gesundheit von Bürgern 
eintreten, die sich innerhalb oder in der Nähe ihres Pro­
duktionsbereichs aufhalten (vgl. OG, Urteil vom 15. Mai 
1969 - 2 Zst 7/69 - NJ1969 S. 536). Mit diesen Ausfüh­
rungen, auf die sich das Kreisgericht sinngemäß bezieht, 
ist jedoch dargelegt, daß Leiter oder leitende Mitarbeiter 
eines Betriebes für die Sicherheit von Werktätigen anderer 
Betriebsteile oder Betriebe nur bestimmte Reehtspflichten 
haben. Sie haben zu gewährleisten, daß von dem Arbeits­
prozeß, für den sie verantwortlich sind, keine Gefahren 
für jene Werktätigen ausgehen, die sich vorübergehend in 
ihrem Arbeitsbereich aufhalten. Damit ist jedoch nicht zum 
Ausdruck gebracht, daß an die Leiter und leitenden Mitar­
beiter die Verantwortung für die Belange des Gesundheits­
und Arbeitsschutzes hinsichtlich der Arbeiten übergeht, die 
die Werktätigen anderer Betriebsteile oder Betriebe vor­
übergehend innerhalb des betreffenden anderen sachlichen 
Verantwortungsbereichs ausführen. Ein Übergang der Ver­
antwortung für die Durchsetzung und Durchführung des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes von einem Leiter auf 
einen neuen ist auf Grund der untrennbaren Verbindung 
zwischen der Leitung des Arbeitsprozesses und der Rechts­
pflicht zur Durchsetzung des Gesundheits- und Arbeits­
schutzes nur möglich, wenn auch die Weisungs- und Kon- 
trollbefugnis für die Vornahme des Arbeitsprozesses mit

von dem Betriebsleiter oder dazu befugten leitenden Mit­
arbeitern übertragen wird.
Eine andere Auffassung würde dem Prinzip der Einzel­
leitung und ungeteilten Verantwortung eines Leiters ent­
gegenstehen sowie unübersichtliche Zuständigkeiten für 
den Gesundheits- und Arbeitsschutz schaffen. Nur eine 
exakte und stabile Abgrenzung der jedem Leiter und lei­
tenden Mitarbeiter obliegenden Rechtspflichten schafft 
aber die erforderlichen klaren Verhältnisse, weist den Lei­
tern ein fest umrissenes Aufgabengebiet auch im Gesund­
heits- und Arbeitsschutz zu, wirkt Oberflächlichkeiten und 
einer leichtfertigen Einstellung zu den Belangen des Ge­
sundheits- und Arbeitsschutzes entgegen, verhindert Kom­
petenzstreitigkeiten und ermöglicht es jedem Leiter, inner­
halb seines Zuständigkeitsbereichs schnell und verantwor­
tungsbewußt zu entscheiden. Diese der Effektivität der 
Produktionsleitung dienenden Forderungen würden völlig 
mißachtet, wenn ein Leiter auch zum Arbeitsschutzverant­
wortlichen für alle — mitunter recht zahlreichen und häu­
fig wechselnden — Arbeitsprozesse würde, die von Mit­
arbeitern anderer Betriebsteile und Betriebe in seinem 
Bereich ausgeführt werden, ohne daß ihm diese Werktäti­
gen auf Grund betrieblicher oder gesetzlicher Festlegungen 
unterstellt sind.
Eine andere Auffassung würde des weiteren dem in § 9 
ASchVO eindeutig formulierten Grundsatz widersprechen, 
daß die Leiter und leitenden Mitarbeiter verpflichtet sind, 
die Arbeitssicherheit zu gewährleisten, indem sie die Ar­
beitsgefahren und Arbeitserschwernisse zu beseitigen ha­
ben, die in der unter ihrer Verantwortung angewandten 
Technik oder Technologie beruhen.
Bei einer anderweitigen Regelung für die Leiter wären 
schließlich auch die erforderlichen fachlichen Vorausset­
zungen nicht gegeben, um eine derart breite Verantwor­
tung wahmehmen zu können.
Das Kreisgericht äußert im weiteren die Ansicht, daß die 
Leiter gegenüber den Werktätigen anderer Betriebsteile 
und Betriebe, die in ihrem Bereich tätig werden, zumin­
dest für die Einhaltung der allgemeinen Gesundheits- und 
Arbeitsschutzvorschriften sowie derjenigen speziellen Vor­
schriften unmittelbar verantwortlich sind, die für be­
stimmte Arbeiten sowohl im eigenen als auch in dem frem­
den Betriebsteil bzw. Betrieb gelten. Auch eine solche 
Betrachtung steht mit den Grundgedanken der bereits 
angeführten gesetzlichen Bestimmungen nicht in Überein­
stimmung. Auch hier würde das Prinzip der Einzelleitung 
und ungeteilten Verantwortung verletzt und eine ebenso 
unübersichtliche Zuständigkeit für den Gesundheits- und 
Arbeitsschutz eingeführt werden, da weder der einen noch 
der anderen Seite genau bekannt sein muß, welche Arbeits­
vorgänge beim Partner in gleicher Weise ausgeführt wer­
den. Überdies können auch die allgemeinen oder für 
mehrere Berufe geltenden Bestimmungen des Gesundheits­
und Arbeitsschutzes nur in enger Verbindung mit den je­
weiligen spezifischen Aufgaben und Umständen richtig 
beachtet bzw. angewandt werden.
Dem bisher Dargelegten steht die Pflicht der Leiter nach 
§ 10 Abs. 3 ASchVO nicht entgegen, dafür Sorge zu tragen, 
daß die Werktätigen anderer Betriebe, die vorübergehend 
im Betrieb tätig sind, belehrt werden. Es geht hier um die 
Belehrung über Probleme, die speziell in dem für sie frem­
den Betrieb bestehen und für sie neu sind. Die voll weiter­
bestehende Verantwortung der Leiter, die für die Ausfüh­
rung der Arbeiten dieser Werktätigen weisungs- und kon­
trollberechtigt sind — auch in bezug auf die mit diesen 
Arbeiten verbundenen Belange des Gesundheits- und Ar­
beitsschutzes —, wird von derartigen Belehrungen nicht 
berührt.
Auf den vorliegenden Fall bezogen, ergibt sich aus dem 
bisher Dargelegten, daß es darauf ankam zu klären, ob 
der Angeklagte für die Ausführung der Arbeiten des Zim­
mermanns H. verantwortlich und damit weisungs- und 
kontrollberechtigt war. Aus den vom Kreisgericht vorge­
nommenen Feststellungen ist zu entnehmen, daß es sich
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